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Hallencorner AG

Die Hallenstadion AG wurde von 

Stadt und Kanton Zürich massiv

" nanziell unterstützt. Die Stadt 

Zürich beteiligte sich mit rund 56 

Millionen Franken an den Kosten 

für den Umbau des Hallenstadi-

ons. Der Kanton unterstützte das 

Projekt mit knapp 22 Millionen 

Franken. Heute hält die Stadt

Zürich rund 39 Prozent der Aktien 

und der Kanton hält eine Beteili-

gung von 6 Prozent an der Akti-

engesellschaft Hallenstadion 

(AGH). Die restlichen Beteiligun-

gen sind in privater Hand.

Einer der privaten Aktionäre ist 

die Ticketcorner AG. Dementspre-

chend stellt sie auch einen Vertre-

ter im Verwaltungsrat der AGH. 

Dagegen würde grundsätzlich 

nichts sprechen, wenn Ticketcor-

ner nicht auch noch Vertragspart-

ner der AGH wäre. Die AGH und 

Ticketcorner haben vereinbart, 

dass mit Ausnahme der ZSC Lions 

sämtliche Veranstalter im Hallen-

stadion mindestens 50 Prozent 

der Tickets ihrer Anlässe über

Ticketcorner verkaufen müssen.

Konkurrentinnen und Konkurren-

ten von Ticketcorner riefen we-

gen dieser Vereinbarung die 

Wettbewerbskommission (WEKO) 

an und machten geltend, dass die-

se in unzulässiger Weise wettbe-

werbsbeschränkend sei. Die 

WEKO entschied allerdings im No-

vember 2011, dass die Vereinba-

rung zulässig und somit rechtmäs-

sig ist. Nun hat aber das Bundes-

gericht zwei Konkurrenten von

Ticketcorner die Beschwerde-

befugnis erteilt, und es bestehen 

gute Chancen, dass demnächst 

das Bundesverwaltungsgericht 

deren Beschwerden gegen den 

Weko-Entscheid gutheisst.

Auch wenn bisher als zulässig be-

urteilt, ist es aus einer Gover-

nance-Sicht höchst stossend, 

wenn ein Verwaltungsratsmit-

glied gleichzeitig als Vertragspart-

ner fungiert und damit eigene 

Geschäftsinteressen direkt aus-

nützt. Insbesondere auch, weil die 

AGH als Geniesser von Steuergel-

dern nicht als gänzlich private Or-

ganisation angesehen werden 

kann. Gemeinwesen haben beson-

ders darauf zu achten, dass sich 

ihre Unternehmen möglichst 

wettbewerbsneutral verhalten 

und den Wettbewerb fördern.

Stadt und Kanton Zürich sehen 

dies aber anlässlich parlamentari-

scher Anfragen der SVP anders. 

Man ortet in der Konstellation 

Hallenstadion/Ticketcorner nicht 

die geringsten Bedenken. Aus 

Sicht des Stadtrats hat alles seine 

Richtigkeit. Ausgerechnet der rot-

grüne Stadtrat, der sonst die 

Wirtschaft nicht genug behindern 

kann und wo immer möglich un-

ternehmerische Freiheiten ein-

schränkt. Anders sieht es halt aus, 

wenn der Stadtrat selbst in einer 

AG einsitzt. Dann wollen auch So-

zialisten möglichst viele Freihei-

ten. Selbst wenn es den Grundsät-

zen einer guten Corporate Gover-

nance widerspricht. Aber Grund-

sätze gelten ja sowieso nur für die 

anderen.

AUS DEM ZÜRCHER GEMEINDERAT

50 Jahre Zeit für Planung
genügten nicht
Der Stadtrat verlangt in einem Zusatzkredit 101000 Franken für das Haus
Le Corbusier. Als Grund wird die knappe Zeit angegeben. Dabei war seit
50 Jahren klar, dass das Baurecht ausläuft. 

Die vielen Milliarden Franken, die je-
des Jahr im Budget bewilligt werden, 
genügen der Verwaltung und dem 
Stadtrat in Zürich nicht. Jedes Jahr 
werden mit den Zusatzkrediten wei-
tere Wünsche gestellt und die Mehr-
heit im Parlament nickt stets alles ab. 

Zusatzkredite sind gedacht für un-
erwartete Ereignisse. Wenn in einem 
Projekt plötzlich Änderungen ge-
macht werden, die nicht im Plan wa-
ren, dann müssen die zusätzlichen 
Kosten dem Gemeinderat gesondert 
beantragt werden. Dies geschieht 
aber viel zu häufi g.

Museum Le Corbusier 
In diesem Fall geht es um das be-
rühmte Haus an der Höschgasse 8 im 
Quartier Riesbach. Das Centre Le
Corbusier/Museum Heidi Weber steht 
auf einem städtischen Grundstück. 
Die Baurechtsdauer lief nach 50 Jah-
ren am 13. Mai 2014 ab. Ziel war es 
seit Jahren, den Museumsbetrieb 
möglichst rasch nach dem Heimfall 
wieder aufzunehmen. 

Wenn die Stadt kulturpolitisch tä-
tig wird, dann kostet es: Die Heim-
fallentschädigung kostet 1059723 
Franken, dringliche Instandhal-
tungsmassnahmen 60000 Franken, 
Kosten von 80000 Franken für die Zu-
standserfassung, einmalige Kosten 
von maximal 1065000 für den Muse-
umsinterimsbetrieb in den Jahren 
2014–2016 sowie Kostenmiete von 
maximal 423000 Franken für die Jah-
re 2014–2016.

Teurer Museumsbetrieb − 
Fragwürdige Auftragsvergabe
Bis über die langfristige Zukunft des 
Museums entschieden ist, soll das 
Museum für die Öffentlichkeit in den 
Sommermonaten zugänglich blei-
ben, entschied der Stadtrat schon frü-
her. Das Museum wird während der 
Übergangszeit von 2014 bis 2016 im 
Mandatsverhältnis geführt. Die Ein-
zelfi rma der Betreiberin wird auch 
Dritte wie Kuratoren oder Grafi ker 
beauftragen und Anschaffungen vor-

nehmen. Der Stadtrat spricht von ei-
nem Vertrauensverhältnis der Kura-
torin mit der Besitzerin der Liegen-
schaft: «Die technischen und künstle-
rischen Umstände des Heimfalls 
waren im vorliegenden Fall so kom-
plex und vom persönlichen Vertrau-
ensverhältnis zwischen den Agieren-
den abhängig, dass eine öffentliche 
Ausschreibung des Auftrags für den 
Interimsbetrieb als nicht sinnvoll er-
achtet wurde», heisst es nun in der 
Begründung zum Zusatzkredit. Bei-
spielsweise konnten vor dem Datum 
des Heimfalls kaum bauliche Abklä-
rungen und Zustandsüberprüfungen 
gemacht werden, heisst es weiter. 

Solche Aufträge werden im Nor-
malfall nach einer Ausschreibung 
vergeben. Die Aufträge werden öf-
fentlich ausgeschrieben und ver-
schiedene Anbieter können Offerten 
einreichen. Die Rechnungsprüfungs-
kommission fragte nach, ob eine Auf-
tragsvergabe stattgefunden habe. Die 
Antwort des Stadtrates ist erstaun-
lich: «In Anbetracht dieser techni-
schen und künstlerischen komplexen 
Voraussetzungen wurde § 10 Abs. c 
der kantonalen Submissionsverord-
nung in Anwendung gebracht und 
davon abgesehen, den Auftrag für 
den Interimsbetrieb öffentlich auszu-
schreiben.» 

In einer Ausschreibung wäre es
gemäss Stadtrat nicht möglich gewe-
sen, Angaben zu den technischen 
und künstlerischen Bedingungen für 
den Auftrag zu machen. Und wei-
ter: «Schliesslich bildete das beson-
dere Vertrauensverhältnis zwischen 
der Auftragnehmerin gegenüber der 
einstigen Liegenschaftsbesitzerin wie
auch dem Direktor Kultur einen zen-
tralen Erfolgsfaktor für das Zustande-
kommen der Leihgabe und des rei-
bungslosen Heimfalls.»

Der Vorfall ist bezeichnend für die 
städtische Kulturpolitik. Nur das Teu-
erste ist gut genug. Nebst den exorbi-
tanten Kosten, welche im Centre Le 
Corbusier nun anfallen, ist auch die 
Art und Weise der Auftragsausschrei-
bung sehr fragwürdig. Der Gipfel ist 
aber, dass der Stadtrat dafür noch ei-
nen Zusatzkredit verlangte – und na-
türlich zugesprochen bekam. 

Die SVP war alleine auf weiter Flur, 
als es im Gemeinderat darum ging, 
solche Vorgehensweisen zu kritisie-
ren. 

LESERBRIEFE

Sie mag es zäh und mühsam
«Tages-Anzeiger» vom 4. Juli 2014,

Patrick Feuz

Wie immer – wenn ich etwas von
oder über Bundesrätin Sommaruga le-
se – fühle ich mich getäuscht. Auch 
beim vorliegenden Artikel von Patrick 
Feuz. Nach verlorenen Abstimmungen 
steht sie jeweils am Sonntagabend vor 
die Kameras unseres Staatsfernsehens 
und verkündet: «Ich versichere Ihnen, 
dass der Volksentscheid rasch und 
wortgetreu umgesetzt wird.» Von der 
Umsetzung der Ausschaffungsinitiati-
ve höre ich seit der Abstimmung im 
Jahre 2010 sehr wenig. Kriminelle Aus-
länder sind nach wie vor im Land. Aber 
da ist ja noch die Verwahrungsinitiati-
ve, die endlich umgesetzt werden soll, 
und aus neuerer Zeit  die Pädophilen-
initiative und eben die «Grossbaustel-
le» Zuwanderungsinitiative.

Bei allen umzusetzenden Initiativen
verschanzt sich unsere Justizministe-
rin gern und daher schnell hinter dem
Europäischen Gerichtshof für Men-
schenrechte (EGMR). Viele Schweizer 
Richter, aber auch Professoren und 

Politiker unterstützen sie dabei mit 
Gutachten bei fetten Honoraren. Die-
se «Experten» schämen sich offenbar 
für ihr Volk. Sie drücken sich darum, 
seine Aufträge zu erfüllen und su-
chen nach Wegen, seinen Willen zu 
missachten. Oft müssen sie dabei die 
Bundesverfassung zurechtbiegen. Da-
bei wurde doch der EGMR nach dem 
Krieg geschaffen, um die Grundrech-
te der Bürger – dazu gehören auch 
Volksentscheide – zu schützen. 

Viel lieber sympathisiert Simonet-
ta Sommaruga mit dem neuen Fami-
lienrecht und hört sich die kontrover-
sen Äusserungen einer umstrittenen 
Professorin an: Das neue Familien-
recht soll sich nicht mehr an der
Ehe orientieren. Sie soll durch eine 
staatlich bestimmte «Lebensgemein-
schaft» ersetzt werden, tönt es da 
durch die Wandelhallen. Gut mög-
lich, dass solche «Töne» der ehemali-
gen Konzertpianistin Sommaruga 
mehr bekommen und sie weniger 
überfordern. 

Karl Meier-Zoller, Effretikon

Asylunsinn, wie lang noch?
Die UNO-Flüchtlingskonvention ent-
hält fundamentale Ungereimtheiten: 
Erstens, das Non-Refoulement-Prinzip, 
das den Unterzeichnerstaaten unter-
sagt, kriminelle Flüchtlinge in ihre 
Herkunftsländer abzuschieben, falls 
sie dort gefährdet seien. Wenn sie also 
bei uns Verbrechen begehen, haben 
wir uns ganz einfach damit abzufi n-
den, basta. Zweitens: Flüchtlinge dür-
fen, wenn sie in ihren Herkunftslän-
dern nicht mehr gefährdet sind, für 
immer in ihren Aufnahmeländern 
bleiben. Die UNO hat unser Land we-
gen unserem Umgang mit Flüchtlin-
gen schon mehrfach kritisiert. Her-
kunftsländer von Flüchtlingen bleiben 
von UNO-Kritik oder gar von Sanktio-
nen verschont. Warum eigentlich?

Afrika ist überbevölkert. Daher 
werden überfl üssige Menschenmas-
sen zu Flüchtlingen und als illegale 
Einwanderer zu uns abgeschoben. Als 
Folge hat sich eine gut vernetzte Asyl-
industrie mit quersubventionierten 
Propagandaorganisationen etabliert. 
Diese Leute sorgen sich weniger aus 
Barmherzigkeit um das Wohlergehen 

von Flüchtlingen. Sie wollen unter 
dem humanitären Deckmäntelchen 
gut bezahlte, krisensichere Jobs. 

Unverständlich ist auch, dass afri-
kanische Länder, die mit uns ein 
Rücknahmeabkommen für abgewie-
sene Asylbewerber geschlossen ha-
ben, trotz Missachtung dieses Ab-
kommens weiterhin schweizerische 
Entwicklungshilfe erhalten. Italien 
setzt das (vor der Unterzeichnung) 
vielgepriesene Schengen-Abkommen 
der EU nur mangelhaft um, indem es 
die Rücknahme von Flüchtlingen an 
Bedingungen knüpft. Würden hin-
gegen wir ein Abkommen mit der EU 
nicht buchstabengetreu umsetzen, 
wären uns harsche Schelte und Dro-
hungen aus Brüssel sicher. 

Unser Bundesrat wird das Problem 
nicht lösen,  sich mit der wortgewalti-
gen Asylindustrie anzulegen ist nicht 
sein Ding. Zudem ist die politische 
Ausrichtung mehrerer Bundesrät/-in-
nen identisch mit derjenigen der 
Asyllobby.

Otto Weiersmüller, Uetikon

Eine städtische Abstimmungs-
vorlage am 28. September 2014

Martin Bürlimann
Gemeinderat SVP
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